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Veranlasste Leistungen 

Geänderte Richtlinie und neuer Heilmittel- 
Katalog vereinfachen Verordnung und ver-
mindern Bürokratie 
Berlin, 19. September 2019 – Der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) hat am Donnerstag in Berlin die Überarbeitung der Heilmittel-
Richtlinie und die Neufassung des Heilmittelkatalogs beschlossen. Ziel 
dieser umfassenden Reform ist, das Verordnungsverfahren deutlich zu 
vereinfachen, um die betroffenen Leistungserbringer zu entlasten. Wei-
terhin wurden die maßgeblichen Änderungen im Bereich der Heilmittel-
versorgung, die das im Mai 2019 in Kraft getretene Terminservice- und 
Versorgungsgesetz (TSVG) vorsieht, mit dem Beschluss umgesetzt.  

„Noch während der grundlegenden Überarbeitung des Heilmittelkatalogs 
wurden umfangreiche gesetzliche Änderungen für die Heilmittelversor-
gung mit dem TSVG auf den Weg gebracht. Der G-BA hatte damit zwei 
weitere sehr komplexe Aufgaben parallel zu bearbeiten und umzuset-
zen. Das Ziel, möglichst zeitnah zum Inkrafttreten des Gesetzes ent-
sprechende Regelungen vorzulegen, haben wir mit der heutigen Be-
schlussfassung erreicht“, sagte Dr. Monika Lelgemann, unparteiisches 
Mitglied und Vorsitzende des Unterausschusses Veranlasste Leistun-
gen, am Donnerstag in Berlin. 

Zu den wichtigsten Neuerungen zählen die Abschaffung der Unterschei-
dung zwischen Verordnungen innerhalb oder außerhalb des Regelfalls 
und damit auch der Wegfall des Genehmigungsverfahrens bei Verord-
nungen außerhalb des Regelfalls, die Einführung einer orientierenden 
Behandlungsmenge, sowie Regelungen zur sogenannten „Blankover-
ordnung“. Darüber hinaus erfolgt eine deutliche Vereinfachung der 
Struktur und Darstellungsform des Heilmittelkatalogs. 

Die Änderungen werden nach Nichtbeanstandung des Bundesministeri-
ums für Gesundheit und Veröffentlichung im Bundesanzeiger zum 1. Ok-
tober 2020 in Kraft treten, da es durch diese umfassende Reform einer 
ausreichenden Vorlaufzeit bedarf, um u. a. auch die Kommunikations-
strukturen zwischen verordnenden Ärztinnen und Ärzten sowie Heilmit-
telerbringern anzupassen. Hierdurch soll ein reibungsloser Übergang 
von der „alten“ zur „neuen“ Heilmittel-Richtlinie gewährleistet werden.  

Hintergrund 

Der G-BA hat die Aufgabe, in seiner Heilmittel-Richtlinie die Verordnung 
von Heilmitteln durch Vertragsärztinnen und Vertragsärzte sowie durch 
Krankenhäuser im Rahmen des Entlassmanagements zu regeln, insbe-
sondere die Voraussetzungen, Grundsätze und Inhalte der Verord-
nungsmöglichkeiten sowie die Zusammenarbeit der Vertragsärztinnen 
und Vertragsärzte mit den Heilmittelerbringerinnen und Heilmittelerbrin-
gern. Bestandteil der Richtlinie ist ein Verzeichnis verordnungsfähiger 
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Maßnahmen (Heilmittelkatalog) und eine Diagnoseliste zum langfristigen 
Heilmittelbedarf.  

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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